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Einführung 

A. Überblick 

Als mit den Regelungen der §§ 138a ff. StPO am 1.1.1975 erstmalig eine 
gesetzliche Grundlage, die den Ausschluß von Strafverteidigern ermöglichte, 
in Kraft trat, rief dies eine äußerst lebhafte Diskussion hervor, die in erhebli-
chem Maße von aktuellen Ereignissen sowie politischen Ansichten bestimmt 
war. Während einerseits warnende Stimmen laut wurden, durch den Eingriff 
in Verteidigerrechte drohe eine Demontage des Rechtsstaates, wurde anderer-
seits die Notwendigkeit derartiger Ausschlußregelungen damit begründet, daß 
nur ein solcher Schritt des Gesetzgebers den ordnungsgemäßen Ablauf von 
Strafverfahren gegen terroristische Gewalttäter gewährleisten und somit zum 
Bestehen einer Bewährungsprobe des Rechtsstaates beitragen könne. 

Dabei standen sich die zu diesem Problemkreis vertretenen Ansichten in 
unversöhnlicher Weise gegenüber, so daß eine nüchterne und vom politischen 
Zeitgeschehen unabhängige Bewertung der gesetzlichen Ausschlußregeln über 
einen relativ langen Zeitraum hinweg kaum durchführbar erschien. Auch 
konnte erst die Anwendung der Vorschriften in der Praxis zeigen, ob die 
Befürchtungen oder Hoffnungen, die an die Regelung der §§ 138a ff. StPO 
geknüpft wurden, berechtigt oder vielmehr unbegründet waren. Da nun seit 
Inkrafttreten der Ausschlußnormen mehr als fünfzehn Jahre vergangen sind, 
erscheint der Zeitpunkt geeignet, diese einer kritischen Betrachtung zu unter-
ziehen. 

B. Ziel und Untersuchungsgrundlage der Arbeit 

Ziel der Arbeit ist es, auf die Fragen, welche Bedeutung den so heftig um-
strittenen Vorschriften der §§ 138a ff. StPO tatsächlich in der Praxis zu-
kommt, welche Ausprägung diese in concreto gefunden haben und welche 
Folgerungen gegebenenfalls aus ihrer Anwendung durch die Rechtsprechung 
zu ziehen sind, eine Anwort zu geben. Dazu bedurfte es in besonderem Maße 
einer Auswertung von gerichtlichen Entscheidungen. Da es jedoch keine amt-
liche Statistik über die bundesweit im Zeitraum von 1975 bis 1990 zu §§ 138a 
ff. StPO ergangenen Gerichtsbeschlüsse gibt und auch die im Rahmen der 
Ausschlußverfahren zuständigen Oberlandesgerichte über keine diesbe-
züglichen Register verfügen, konnten der Untersuchung keine abschließenden 
Zahlenangaben zugrunde gelegt werden, sondern es blieb nur der Versuch zu 

2 Remagen-Kemmeriin& 



18 Einführung 

unternehmen, eine möglichst breite Auswertungsbasis zu schaffen. Das 
Schwergewicht der Arbeit wurde dabei auf die Rechtsprechung der Oberlan-
desgerichte in Nordrhein-Westfalen sowie des Bundesgerichtshofes gelegt. 

C. Gang der Darstellung 

Um die Entwicklung der Ausschließungsproblematik und der einschlägigen 
Vorschriften der §§ 138a ff. StPO zu verdeutlichen, gibt der erste Teil der 
Arbeit einen Überblick über die vor der Normierung geltenden Grundsätze 
sowie des weiteren über die unmittelbare Gesetzgebungsgeschichte und den 
Inhalt der eingeführten Regelungen. 

Der zweite Teil enthält eine Analyse der Rechtsprechung, anband derer 
Schwerpunkte, Bedeutung und Auswirkungen der Regelungen in ihrer prakti-
schen Anwendung aufgezeigt werden. 

Die Arbeit schließt mit einem Novellierungsvorschlag, der das Ergebnis der 
Untersuchung darstellt. 



1. Teil 

A. Rechtslage vor Normierung des Verteidigerausschlusses 

Obgleich es bis zum Inkrafttreten des Gesetzes zur Ergänzung des Ersten 
Gesetzes zur Reform des Strafverfahrensrechts vom 20.12.19741 an einer den 
Verteidigerausschluß regelnden Gesetzesnorm fehlte, hatte die Rechtspre-
chung schon vor diesem Zeitpunkt in jahrelanger Praxis Verteidiger aus lau-
fenden Strafverfahren ausgeschlossen, wenn auch die Anuhl ergangener 
Ausschlußentscheidungen gering war2• Damit drängt sich die Frage auf, wel-
che gesetzliche Grundlage diese Praxis vor Ergänzung der Strafprozeßord-
nung durch die§§ 138a ff. StPO stützen konnte. 

I. Rechtsgrundlage 

Der einzige gesetzliche Anhaltspunkt, der mit dem Begriff des Strafverteidi-
gerausschlusses in einen sinngemäßen Zusammenhang gesetzt werden konnte, 
fand sich in den Vorschriften der §§ 145, 146 StP03, die bereits in der Straf-
prozeßordnung vom 1. Februar 1877 enthalten waren. 

Gemäß § 145 StPO - diese Vorschrift ist hinsichtlich ihrer Anwendungs-
merkmale im wesentlichen bis heute unverändert geblieben - war bzw. ist 
vom Gericht ein neuer Verteidiger zu bestellen, wenn im Falle der notwen-
digen Verteidigung der Verteidiger in der Hauptverhandlung ausbleibt, sich 
unzeitig entfernt oder sich weigert, die Verteidigung zu führen. Damit sichert 
diese Regelung einerseits die Interessen des Angeklagten, andererseits dient 
sie der ordnungsgernäßen Durchführung des Verfahrens, das durch ein 
pflichtwidriges Verhalten des Verteidigers nicht gefährdet werden soll4• Die 
Rechtsfolgen dieser Vorschrift bestehen dabei sowohl in der Bestellung eines 
anderen Verteidigers als auch in der Verfahrensaussetzung bzw. -Unter-
brechung; hingegen fehlt es an einer besonderen Regelung bezüglich der 
Rechtsstellung des bisherigen Verteidigers. Doch wird hieraus bereits erkenn-

1 BGBI.I (1974), S. 3686. 
2 Schmidt-Leichner, NJW 1973, 969. 
3 Dahs, NJW 1959, 1158, 1161; Wuttke, NJW 1972, 1884, 1885, sprach von 

einer nur fragmentarischen Regelung der Aussschließung eines Rechtsanwalts. 
4 So bereits Hahn/Stegemann, Materialien zur StPO vom 1.2.1877, I, Motive des 

Entwurfs, § 128 S. 144. 


